
Allgemeine Geschäfts-, Zahlungs- und Lieferungsbedingungen für 

die Druckindustrie 

 

I. Geltungsbereich 

Diese Allgemeinen Geschäfts-, Zahlungs- und Lieferungsbedingungen (kurz: AGB) gelten für sämtliche 

Angebote, Verträge, Lieferungen und sonstigen Leistungen für alle Geschäftsbeziehungen mit 

Unternehmern (§ 14 BGB), juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen 

Sondervermögen (kurz: Auftraggeber). Entsprechende Aufträge werden ausschließlich auf der 

Grundlage nachfolgender Bedingungen ausgeführt. Spätestens mit der Entgegennahme der Ware 

oder Leistung gelten diese AGB als angenommen. Diese AGB gelten ausschließlich. 

Entgegenstehende oder von unseren AGB abweichende Bedingungen werden von uns nicht 

anerkannt, sofern wir diesen nicht ausdrücklich schriftlich zugestimmt haben; das gilt auch für den 

Fall einer vorbehaltlosen Leistungserbringung an den Auftraggeber. Sämtliche anderen 

rechtserheblichen Anzeigen und Erklärungen, die der Kunde nach Vertragsschluss uns gegenüber 

abgibt, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Textform. 

Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Auftraggeber (einschließlich 

Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen AGB. Für den 

Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. 

unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. 

Diese AGB gelten auch für alle künftigen Geschäfte mit dem Auftraggeber, auch wenn diese nicht 

nochmals ausdrücklich vereinbart werden oder wir nicht nochmals ausdrücklich auf die Einbeziehung 

hingewiesen haben. 

II. Angebote, Preise, Vertragsschluss 

1. Unsere Angebote sind stets unverbindlich und freibleibend. Das gilt auch für Angebote in 

unseren Katalogen, Verkaufsunterlagen, Kollektionen oder auf unseren Homepages. Sofern 

nichts Gegenteiliges schriftlich vereinbart wird, gelten unsere Preise ab Werk ausschließlich 

Verpackung und zuzüglich Umsatzsteuer in jeweils gültiger Höhe. Kosten der Verpackung, Fracht, 

Porto, Versicherung und sonstige Versandkosten werden gesondert in Rechnung gestellt. 

Zusätzliche Lieferungen und Leistungen werden ebenfalls gesondert berechnet. 

2. Nachträgliche Änderungen der vertraglichen Leistung auf Veranlassung des Auftraggebers 

einschließlich des dadurch verursachten Maschinenstillstands werden dem Auftraggeber 

berechnet. Als nachträgliche Änderungen gelten auch Wiederholungen von Probeandrucken, die 

vom Auftraggeber wegen geringfügiger, aber nicht beanstandungsfähiger Abweichung von der 

Vorlage verlangt werden. 

3. Soweit Skizzen, Entwürfe, Probesatz, Probedrucke, Korrekturabzüge, Änderung angelieferter/ 

übertragener Daten und ähnliche Vorarbeiten, welche nicht Gegenstand des Auftrags sind, vom 

Auftraggeber veranlasst sind, werden diese gesondert berechnet. 

4. Bei Aufträgen mit Lieferung an Dritte gilt der Käufer als Auftraggeber, soweit keine anderweitige 

ausdrückliche Vereinbarung getroffen wurde. 

5. Sofern keine Festpreisabrede getroffen wurde, sind wir berechtigt, die Preise für Aufträge, die 

mehr als 4 Monate nach Vertragsabschluss an den Auftraggeber ausgeliefert werden, nach 

billigem Ermessen der Entwicklung der Kosten anpassen, die für die Preisberechnung maßgeblich 

sind. Eine Preiserhöhung kommt in Betracht und eine Preisermäßigung wird in der Regel 



vorgenommen, wenn sich z.B. die Kosten für die Materialbeschaffung oder Lohnkosten erhöhen 

oder absenken oder sonstige Änderungen der wirtschaftlichen oder rechtlichen 

Rahmenbedingungen zu einer veränderten Kostensituation führen. Steigerungen bei einer 

Kostenart (z.B. den Lohnkosten) dürfen nur in dem Umfang für eine Preiserhöhung herangezogen 

werden, in dem kein Ausgleich durch etwaig rückläufige Kosten in anderen Bereichen (z.B. den 

Kosten für die Materialbeschaffung) erfolgt. Bei Kostensenkungen werden die Preise in der Regel 

ermäßigt, soweit diese Kostensenkungen nicht durch Steigerungen in anderen Bereichen ganz 

oder teilweise ausgeglichen werden. Wir werden bei der Ausübung unseres billigen Ermessens 

die jeweiligen Zeitpunkte einer Preisänderung so wählen, dass Kostensenkungen nicht nach für 

den Auftraggeber ungünstigeren Maßstäben Rechnung getragen werden als Kostenerhöhungen, 

also Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang preiswirksam werden wie 

Kostenerhöhungen. 

6. Werden wir an der Erfüllung unserer Verpflichtungen durch den Eintritt unvorhersehbarer, 

außergewöhnlicher Umstände gehindert, die wir trotz der nach den Umständen des Falles 

zumutbaren Sorgfalt nicht abwenden können, z.B. Betriebsstörungen, behördliche Eingriffe, 

Energieversorgungsschwierigkeiten, Streiks oder Pandemien, Unwetter, gewalttätige Unruhen, 

gleichgültig, ob diese Umstände in unserem Bereich oder im Bereich eines Lieferanten eintreten, 

so verlängert sich unsere Lieferfrist bzw. die Frist zur Leistungserbringung in angemessenem 

Umfang (force majeure). Wird die Leistung aufgrund der vorgenannten Umstände unmöglich, so 

werden wir von unseren Leistungspflichten frei. 

III. Zahlung 

1. Die Zahlung hat, falls nicht anders vereinbart, bei Empfang der Ware grundsätzlich unbar ohne 

Abzug zu erfolgen. 

2. Wir sind, auch im Rahmen einer laufenden Geschäftsbeziehung, jederzeit berechtigt, eine 

Lieferung ganz oder teilweise nur gegen Vorkasse durchzuführen, was wir spätestens mit der 

Auftragsbestätigung mitteilen. Wir sind berechtigt, trotz anderslautender Bestimmungen des 

Auftraggebers, Zahlungen zunächst auf dessen ältere Schulden anzurechnen. Wir werden den 

Auftraggeber über die Art der erfolgten Verrechnung informieren. Sind bereits Kosten und Zinsen 

entstanden, so sind wir berechtigt, die Zahlungen zunächst auf die Kosten, dann auf die Zinsen 

und zuletzt auf die Hauptleistung anzurechnen. 

3. Der Abzug von Skonto ist nur bei schriftlicher besonderer Vereinbarung zulässig. Für 

Skontorechnungen ist der skontierfähige Brutto-Rechnungsbetrag für Waren maßgeblich. Dieser 

ergibt sich aus dem ausgewiesenen Netto-Rechnungsbetrag für Waren nach Abzug einer 

angemessenen Pauschale in Höhe von bis zu 15% sowie abzüglich eventueller Rabatte, 

Rückwarengutschriften u.Ä., zzgl. USt. auf den nach Abzug verbleibenden Netto-Betrag. Eine 

etwaige Skontovereinbarung bezieht sich nicht auf Fracht, Porto, Versicherung oder sonstige 

Versandkosten.  Eventuell vereinbarte Skonti werden nicht gewährt, soweit sich der Kunde mit 

der Bezahlung früherer Lieferungen in Verzug befindet. Skontofristen beginnen ab 

Rechnungsdatum an zu laufen. 

4. Der Auftraggeber kann nur mit einer unbestrittenen, entscheidungsreifen oder rechtskräftig 

festgestellten Forderung aufrechnen oder ein Zurückbehaltungsrecht ausüben. Dies gilt nicht für 

etwaige auf Fertigstellungs- oder Mängelbeseitigungskosten gerichtete Ansprüche des 

Auftraggebers. Zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts ist der Auftraggeber nur insoweit 

befugt, als sein Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis resultiert. 



5. Wird nach Vertragsschluss erkennbar, dass die Erfüllung des Zahlungsanspruchs durch die 

mangelnde Leistungsfähigkeit des Auftraggebers gefährdet wird, so können wir die Leistung 

verweigern. Das Leistungsverweigerungsrecht entfällt, wenn die Gegenleistung bewirkt oder 

Sicherheit für sie geleistet ist. § 321 II BGB bleibt unberührt. Wir können die Leistung auch dann 

verweigern, wenn wir aus demselben rechtlichen Verhältnis einen fälligen Anspruch gegen den 

Auftraggeber haben, bis die uns gebührende Leistung bewirkt wird. § 273 III BGB bleibt 

unberührt. 

IV. Lieferung 

1. Lieferfristen werden spätestens bei Vertragsschluss individuell vereinbart. Sofern dies nicht 

geschieht, gelten insoweit die gesetzlichen Regelungen. Zugesagte Liefertermine werden nach 

Möglichkeit eingehalten und sind keine Fixtermine. Der Beginn der vereinbarten Lieferzeit setzt 

die rechtzeitige und ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Auftraggebers voraus. 

Die Einrede des nicht erfüllten Vertrages bleibt vorbehalten. 

2. Wir sind nur zu Teillieferungen berechtigt, soweit dies unter Berücksichtigung der Gebote von 

Treu und Glauben gemäß § 242 BGB angemessen ist. Dies kann insbesondere dann der Fall sein, 

wenn - Teillieferungen für den Auftraggeber im Rahmen des vertraglichen Bestimmungszwecks 

verwendbar sind und - die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt bleibt. Die dem 

Auftraggeber zustehenden Rechte/Ansprüche wegen einer insoweit vom Auftragnehmer zu 

vertretenden Pflichtverletzung bleiben unberührt. 

3. Wird die Ware auf Wunsch des Auftraggebers an diesen versandt, so geht mit Auslieferung der 

Ware an den Spediteur, den Frachtführer oder der sonst zur Auslieferung der Versendung 

bestimmten Person oder Anstalt die Gefahr des zufälligen Untergangs oder der zufälligen 

Verschlechterung der Ware auf den Auftraggeber über. Dies gilt unabhängig davon, ob die 

Versendung der Ware vom Erfüllungsort erfolgt oder wer die Frachtkosten trägt. 

4. Kommt der Auftraggeber in Annahmeverzug oder verletzt er schuldhaft sonstige 

Mitwirkungspflichten, so sind wir berechtigt, den uns insoweit entstehenden Schaden, 

einschließlich etwaiger Mehraufwendungen ersetzt zu verlangen. Weitergehende Ansprüche 

bleiben vorbehalten. Sofern vorstehende Voraussetzungen vorliegen, geht die Gefahr eines 

zufälligen Untergangs oder einer zufälligen Verschlechterung der Kaufsache spätestens in dem 

Zeitpunkt auf den Auftraggeber über, in dem dieser in Verzug geraten ist. 

5. Der von uns nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführte Lieferverzug bestimmt sich 

nach den gesetzlichen Vorschriften. In jedem Fall ist aber eine Mahnung durch den Auftraggeber 

erforderlich. Geraten wir in Lieferverzug, kann der Auftraggeber im Rahmen einer pauschalierten 

Verzugsentschädigung i.H.v. 0,5 % des Lieferwertes für jede vollendete Kalenderwoche des 

Verzuges, insgesamt jedoch höchstens 5 % des Lieferwertes, der verspätet gelieferten Waren, 

verlangen. Uns bleibt der Nachweis vorbehalten, dass dem Auftraggeber gar kein Schaden oder 

nur ein wesentlich geringerer Schaden als die vorstehende Pauschale entstanden ist.  

6. Uns steht an den vom Auftraggeber angelieferten Druck- und Stempelvorlagen, Manuskripten, 

Rohmaterialien und sonstigen Gegenständen ein Zurückbehaltungsrecht gemäß § 369 HGB bis 

zur vollständigen Erfüllung aller fälligen Forderungen aus der Geschäftsverbindung zu. 

V. Eigentumsvorbehalt 

1. Wir behalten uns das Eigentum an der gelieferten Ware (Vorbehaltsware) bis zur vollständigen 

Zahlung sämtlicher Forderungen aus dem Liefervertrag vor. Dies gilt auch für alle zukünftigen 

Lieferungen, auch wenn wir uns nicht stets ausdrücklich hierauf berufen. Sofern sich der 



Auftraggeber vertragswidrig verhält - insbesondere sofern er mit der Zahlung einer 

Entgeltforderung in Verzug kommt – sind wir berechtigt, die Vorbehaltsware auf Kosten des 

Auftraggebers zurückzufordern, nachdem wir ihm eine angemessene Frist zur Leistung gesetzt 

haben. Sofern wir Vorbehaltsware zurücknehmen, stellt dies einen Rücktritt vom Vertrag dar. Das 

gleiche gilt, wenn wir die Vorbehaltsware pfänden. Die von uns zurückgenommene 

Vorbehaltsware darf von uns verwertet werden. Vom Erlös der Verwertung wird zunächst ein 

angemessener Betrag für die Kosten der Verwertung abgezogen, der Resterlös wird mit unseren 

offenen Forderungen gegen den Auftraggeber verrechnet.  

2. Der Auftraggeber muss die Vorbehaltsware pfleglich behandeln, solange das Eigentum noch nicht 

auf ihn übergegangen ist. Er muss sie auf seine Kosten gegen Feuer- Wasser- und 

Diebstahlschäden ausreichend zum Neuwert versichern. Solange das Eigentum noch nicht 

übergegangen ist, hat uns der Auftraggeber unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, wenn die 

gelieferte Ware gepfändet oder sonstigen Eingriffen Dritter ausgesetzt ist. Soweit der Dritte nicht 

in der Lage ist, uns die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten einer Klage gemäß § 771 ZPO 

zu erstatten, haftet der Auftraggeber für den uns entstandenen Ausfall. 

3. Der Auftraggeber ist zur Weiterveräußerung der unter Eigentumsvorbehalt stehenden Ware im 

ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr berechtigt. Die Forderungen gegenüber dem Abnehmer aus 

der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware tritt der Auftraggeber schon jetzt an uns in Höhe des 

mit uns vereinbarten Faktura-Endbetrages (einschließlich Umsatzsteuer) ab. Wir nehmen diese 

Abtretung an. Diese Abtretung gilt unabhängig davon, ob die Kaufsache ohne oder nach 

Verarbeitung weiterverkauft worden ist. Der Auftraggeber bleibt zur Einziehung der Forderung 

auch nach der Abtretung ermächtigt. Unsere Befugnis, die Forderung selbst einzuziehen, bleibt 

davon unberührt. Wir werden jedoch die Forderung nicht einziehen, solange der Auftraggeber 

seinen Zahlungsverpflichtungen nachkommt, nicht in Zahlungsverzug ist und insbesondere kein 

Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt ist oder Zahlungseinstellung vorliegt. Mit 

Zahlungseinstellung und/oder Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens erlöschen das Recht 

zur Weiterveräußerung, zur Verwendung oder Einbau der Vorbehaltsware oder die Ermächtigung 

zum Einzug der abgetretenen Forderungen. Dies gilt nicht für die Rechte des Insolvenzverwalters. 

4. Übersteigt der realisierbare Wert der eingeräumten Sicherheiten unsere Forderungen um mehr 

als 20 %, so werden wir Sicherheiten nach unserer Wahl freigeben oder an den Auftraggeber 

zurückübertragen. 

5.  Wird die Vorbehaltsware vom Auftraggeber zu einer neuen beweglichen Sache verarbeitet, so 

erfolgt die Verarbeitung für uns, ohne dass wir hieraus verpflichtet werden; die neue Sache wird 

unser Eigentum. Bei Verarbeitung zusammen mit nicht uns gehörender Ware erwerben wir 

Miteigentum an der neuen Sache nach dem Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zu der 

anderen Ware zur Zeit der Verarbeitung. Wird die Vorbehaltsware mit nicht uns gehörender 

Ware gemäß §§ 947, 948 BGB verbunden, vermischt oder vermengt, so werden wir 

Miteigentümer entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen. Erwirbt der Auftraggeber durch 

Verbindung, Vermischung oder Vermengung Alleineigentum, so überträgt er uns schon jetzt 

Miteigentum nach dem Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zu der anderen Ware zur Zeit 

der Verbindung, Vermischung oder Vermengung. Der Auftraggeber hat in diesen Fällen die im 

Eigentum oder Miteigentum von uns stehende Sache, die ebenfalls als Vorbehaltsware im Sinne 

der vorstehenden Bedingungen gilt, unentgeltlich zu verwahren. 

6. Dasselbe gilt für den Fall der Vermischung. Sofern die Vermischung in der Weise erfolgt, dass die 

Sache des Auftraggebers als Hauptsache anzusehen ist, gilt als vereinbart, dass der Auftraggeber 

uns anteilmäßig Miteigentum überträgt und das so entstandene Alleineigentum oder 



Miteigentum für uns verwahrt. Zur Sicherung unserer Forderungen gegen den Auftragsnehmer 

tritt der Auftragsnehmer auch solche Forderungen an uns ab, die ihm durch die Verbindung der 

Vorbehaltsware mit einem Grundstück gegen einen Dritten erwachsen; wir nehmen diese 

Abtretung bereits jetzt an. 

7. Wird Vorbehaltsware vom Auftraggeber als wesentlicher Bestandteil in eine unbewegliche Sache 

(a) eines Dritten oder (b) des Auftraggebers eingebaut, so tritt der Auftraggeber schon jetzt die 

gegen (a) den Dritten oder (b) den Erwerber im Falle der Veräußerung entstehenden, 

abtretbaren Forderungen auf Vergütung in Höhe des Wertes der Vorbehaltsware mit allen 

Nebenrechten einschließlich eines solchen auf Einräumung eines dinglichen Pfandrechts, mit 

Rang vor dem Rest ab; wir nehmen die Abtretung an. Ziffer V. 1. Sätze 2 und 3 gelten 

entsprechend. 

VI. Beanstandungen/Gewährleistungen, Verjährung von Gewährleistungsansprüchen  

1. Gewährleistungsrechte des Auftraggebers setzen voraus, dass dieser seinen nach § 377 HGB 

geschuldeten Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten ordnungsgemäß nachgekommen ist. Der 

Auftraggeber hat die Vertragsgemäßheit der Ware sowie etwaiger zur Korrektur übersandter 

Vor- und Zwischenerzeugnisse in jedem Fall unverzüglich zu prüfen. Die Gefahr etwaiger Fehler 

geht mit der Druckreifeerklärung/Fertigungsreifeerklärung auf den Auftraggeber über, soweit es 

sich nicht um Fehler handelt, die erst in dem sich an die 

Druckreifeerklärung/Fertigungsreifeerklärung anschließenden Fertigungsvorgang entstanden 

sind oder erkannt werden konnten. Das Gleiche gilt für etwaige sonstige Freigabeerklärungen des 

Auftraggebers. Die gesetzlichen Bestimmungen über den Verbrauchsgüterkauf (§§ 474 ff. BGB) 

und die Rechte des Auftraggebers aus gesondert abgegebenen Garantien bleiben in jedem Falle 

unberührt. 

2. Offensichtliche Mängel sind innerhalb einer Frist von einer Woche ab Empfang der Ware 

schriftlich anzuzeigen, versteckte Mängel innerhalb einer Frist von einer Woche ab Entdeckung; 

andernfalls ist die Geltendmachung des Gewährleistungsanspruchs ausgeschlossen (§ 377 HGB). 

3. Zulieferungen (insbesondere Datenträger, übertragene Daten) durch den Auftraggeber oder 

durch einen von ihm eingeschalteten Dritten unterliegen keiner Prüfungspflicht seitens des 

Auftragnehmers. Dies gilt nicht für die technische Eignung von Zulieferungen zur 

ordnungsgemäßen Erfüllung des Auftrags, soweit die mangelnde Eignung einem sorgfältig 

handelnden Auftragnehmer erkennbar werden muss. Bei Datenübertragungen hat der 

Auftraggeber vor Übersendung jeweils dem neuesten technischen Stand entsprechende 

Schutzprogramme für Computerviren einzusetzen.  

4. Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abweichung von der vereinbarten 

Beschaffenheit, bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, bei natürlicher 

Abnutzung oder Verschleiß wie bei Schäden, die nach dem Gefahrübergang infolge fehlerhafter 

oder nachlässiger Behandlung, übermäßiger Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel, 

mangelhafter Bauarbeiten, ungeeigneten Baugrundes oder aufgrund besonderer äußerer 

Einflüsse entstehen, die nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind. Werden vom Auftraggeber 

oder Dritten unsachgemäß Instandsetzungsarbeiten oder Änderungen vorgenommen, so 

bestehen für diese und die daraus entstehenden Folgen ebenfalls keine Mängelansprüche. 

5. Mängel eines Teils der gelieferten Ware berechtigen nicht zur Beanstandung der gesamten 

Lieferung, es sei denn, dass der mangelfreie Teil der Lieferung für den Auftraggeber ohne 

Interesse ist. 



6. Bei farbigen Reproduktionen in allen Herstellungsverfahren können übliche, nur unerhebliche 

Farbabweichungen vom Original nicht beanstandet werden. 

Dies gilt insbesondere bei: 

a) geringfügigen Farbabweichungen zwischen zwei oder mehreren Aufträgen, 

b) geringfügigen Farbabweichungen gegenüber einem früheren Auftrag, 

c) geringfügigen Farbabweichungen zwischen einzelnen Bögen innerhalb eines Auftrages, 

d) geringfügigen Schneidtoleranzen (=Abweichungen vom Endformat); insbesondere bei 

Werbetechnikprodukte 1-2% vom Endformat, alle anderen Produkte bis zu 1mm vom 

(geschlossenen) Endformat, 

e) geringfügigen Farbabweichungen zwischen Produktkatalog und gelieferten Endprodukten, 

f) geringfügigem Versatz (bis zu 0,3 mm) und leichte Einschlüsse bei manuellen Versiegelungen. 

Das gleiche gilt technisch bedingt für den Vergleich zwischen sonstigen Vorlagen (wie z.B. Proofs, 

An- und Probeausdrucken und Ausdruckdaten), auch wenn sie von uns erstellt wurden, und dem 

Endprodukt. 

Produktionsbedingt kann bei der Platzierung nicht auf die Laufrichtung des Substrats geachtet 

werden. Eine hierdurch bedingte leichte Abweichung in der Festigkeit bzw. Steifheit des 

Produktes bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit sind hinzunehmen und 

können nicht beanstandet werden. 

7. Mehr- oder Minderlieferungen bis zu 10 % der bestellten Auflage können nicht beanstandet 

werden. Berechnet wird die gelieferte Menge. Bei Lieferungen aus Papiersonderanfertigungen 

unter 1.000 kg erhöht sich der Prozentsatz auf 20 %, unter 2.000 kg auf 15 %. 

8. Sollte trotz aller aufgewendeter Sorgfalt die gelieferte Ware einen Mangel aufweisen, der bereits 

zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs vorlag, so werden wir die Ware, vorbehaltlich fristgerechter 

Mängelrüge, nach unserer Wahl nachbessern oder Ersatzware liefern. Wir sind berechtigt, die 

geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, dass der Kunde die fällige Vergütung 

bezahlt. Es ist uns stets Gelegenheit zur Nacherfüllung innerhalb angemessener Frist zu geben. 

Rückgriffsansprüche bleiben von vorstehender Regelung ohne Einschränkung unberührt. Im Falle 

der Ersatzlieferung hat uns der Auftraggeber die mangelhafte Ware zurückzugeben. Vor etwaiger 

Rücksendung der Ware ist unsere Zustimmung einzuholen. 

9. Stellt der Auftraggeber Mängel der Ware fest, darf er nicht darüber verfügen, d.h. sie darf nicht 

geteilt, weiterverkauft bzw. weiterverarbeitet werden, bis eine Einigung über die Abwicklung der 

Reklamation erzielt ist bzw. ein Beweissicherungsverfahren erfolgt ist. Über eine bei einem 

Verbraucher eintretende Beanstandung hat uns der Auftraggeber möglichst unverzüglich zu 

informieren. Die mangelhafte Ware ist in dem Zustand, in dem sie sich zum Zeitpunkt der 

Feststellung des Mangels befindet, zur Besichtigung durch uns bereitzuhalten. In dringenden 

Fällen (z.B. bei dringender Gefährdung der Betriebssicherheit oder zur Abwehr unmittelbar 

drohender, unverhältnismäßiger Schäden), hat der Auftraggeber das Recht, den Mangel selbst zu 

beseitigen und von uns Ersatz der hierzu objektiv erforderlichen, nachgewiesenen 

Aufwendungen zu verlangen. Von einer derartigen Selbstvornahme sind wir unverzüglich, nach 

Möglichkeit vorher, zu benachrichtigen. Das Selbstvornahmerecht besteht nicht, wenn wir 

berechtigt wären, eine entsprechende Nacherfüllung nach den gesetzlichen Vorschriften zu 

verweigern. Ein Verstoß gegen die vorstehenden Verpflichtungen schließt jegliche 

Gewährleistungsansprüche uns gegenüber aus. 



10. Der Auftraggeber hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit 

zu geben, insbesondere die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle der 

Ersatzlieferung hat uns der Auftraggeber die mangelhafte Ware zurückzugeben. 

11. Ansprüche des Auftraggebers wegen der zum Zweck der Nacherfüllung erforderlichen 

Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten einschließlich 

eventueller Aus- und Einbaukosten, sind ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen sich 

erhöhen, weil die von uns gelieferte Ware nachträglich an einen anderen Ort als die 

Niederlassung des Auftraggebers verbracht worden ist, es sei denn, die Verbringung entspricht 

ihrem bestimmungsgemäßen Gebrauch. 

12. Mängelansprüche verjähren in 12 Monaten nach erfolgter Ablieferung der von uns gelieferten 

Ware bei unserem Auftraggeber. Für Schadensersatzansprüche bei Vorsatz und grober 

Fahrlässigkeit sowie bei Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, die auf einer 

vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung des Verwenders beruhen, gilt die gesetzliche 

Verjährungsfrist. Beim Verkauf von gebrauchten Produkten wird die Gewährleistung 

ausgeschlossen. 

13. Soweit das Gesetz gemäß § 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB (Bauwerke und Sachen für Bauwerke), § 445 b 

BGB (Rückgriffsanspruch) und § 634a Absatz 1 BGB (Baumängel) längere Fristen zwingend 

vorschreibt, gelten diese Fristen. Auch diese verlängerten Fristen beginnen mit der Ablieferung 

bzw. der Abnahme zu laufen. 

 

VII. Haftung 

1. Wir haften für die schuldhafte Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit und für 

vorsätzlich oder grob fahrlässig verursachte sonstige Schäden, auch wenn die Pflichtverletzung 

auf entsprechend schuldhaftem Verhalten eines gesetzlichen Vertreters oder eines 

Erfüllungsgehilfen beruht. Wir haften ferner bei arglistig verschwiegenen Mängeln und 

übernommener Garantie für die Beschaffenheit der Ware sowie bei Ansprüchen aus dem 

Produkthaftungsgesetz. 

2. Für ungewollte falsche Beratung wird keinerlei Haftung übernommen. Für Folgeschäden, die aus 

solcherart Beratungen oder anderer Leistungen entstehen, haften wir nicht. 

3. Wir haften ferner bei leicht fahrlässiger Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, auch durch 

unsere gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen. Wesentliche Vertragspflichten sind solche, 

deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht, 

deren Verletzung die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet und auf deren Einhaltung 

Auftraggeber vertrauen dürfen. Unsere Haftung nach Satz 1 ist in den Fällen leichter 

Fahrlässigkeit auf den vorhersehbaren, vertragstypischen Schaden begrenzt. Die Vereinbarung 

einer weitergehenden Haftung bedarf der Schriftform. 

4. Soweit vorstehend nicht ausdrücklich anders geregelt, ist unsere Haftung ausgeschlossen. 

 

VIII. Verjährung 

Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Auftraggeber nur 

zurücktreten oder kündigen, wenn wir die Pflichtverletzung zu vertreten haben. Ein freies 



Kündigungsrecht des Kunden (insbesondere gem. §§ 651, 649 BGB) wird ausgeschlossen. Im Übrigen 

gelten die gesetzlichen Voraussetzungen und Rechtsfolgen. 

IX. Handelsbrauch 

Im kaufmännischen Verkehr gelten die Handelsbräuche der Druckindustrie (z. B. keine 

Herausgabepflicht von Zwischenerzeugnissen wie Daten, Lithos oder Druckplatten, die zur 

Herstellung des geschuldeten Endprodukts erstellt werden), sofern kein abweichender Auftrag erteilt 

wurde. 

X. Archivierung 

Dem Auftraggeber zustehende Produkte, Materialien und Daten werden von uns nur nach 

ausdrücklicher Vereinbarung und gegen besondere Vergütung über den Zeitpunkt der Übergabe des 

Endprodukts an den Auftraggeber oder seine Erfüllungsgehilfen hinaus archiviert. Eine etwaige 

Versicherung hat bei fehlender Vereinbarung der Auftraggeber selbst zu besorgen. 

XI. Periodische Arbeiten 

Verträge über regelmäßig wiederkehrende Arbeiten können mit einer Frist von 3 Monaten gekündigt 

werden. 

XII. Rechte Dritter 

Der Auftraggeber versichert, dass durch seine Auftragsvorgaben, insbesondere durch von ihm 

gelieferte Vorlagen, Rechte Dritter, z. B. Urheber-, Kennzeichen- oder Persönlichkeitsrechte, nicht 

verletzt werden. Der Auftraggeber stellt uns insoweit von sämtlichen Ansprüchen Dritter 

einschließlich der Kosten der Rechtsverteidigung und/oder Rechtsverfolgung vollumfänglich frei, es 

sei denn, der Auftraggeber weist nach, dass ihm ein Verschulden nicht zur Last fällt und er allen ihm 

obliegenden Sorgfalts- und Prüfungspflichten nachgekommen ist. 

XIII. Schlussbestimmungen 

Erfüllungsort und Gerichtsstand sind, wenn der Auftraggeber Unternehmer, juristische Person des 

öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist oder im Inland keinen 

allgemeinen Gerichtsstand hat, für alle sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten 

unser Geschäftssitz. Dieser Vertrag und die gesamten Rechtsbeziehungen der Parteien unterliegen 

dem Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG). 

Wir sind berechtigt, die personenbezogenen Daten des Kunden unter Beachtung der Bestimmungen 

der geltenden datenschutzrechtlichen Regelungen, insbesondere der Datenschutz-Grundverordnung 

(EU-DSGVO) sowie des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), zu erheben, verarbeiten und nutzen. 

Sollte eine oder mehrere Bestimmungen dieser AGB ganz oder teilweise unwirksam sein oder 

werden, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Soweit in 

unwirksamen Klauseln ein wirksamer, angemessener Teil enthalten ist, soll dieser aufrechterhalten 

werden. Die ungültige Bestimmung wird durch eine einvernehmlich vereinbarte, gesetzlich gültige 

Bestimmung ersetzt, die eine ähnliche und gültige wirtschaftliche und rechtliche Auswirkung hat. 

Dasselbe gilt auch für den Fall einer Lücke oder Auslassung in den AGB. 

 
 


